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Vorwort

Die Verfahren der Grundsicherung für Arbeitsuchende (SGB II) und Sozialhilfe
(SGB XII) erlangen in der Praxis immer mehr Bedeutung und nehmen entspre-
chend Raum und Zeit ein. Dabei ist beiden Rechtsgebieten nicht nur deren exis-
tenzsichernder Charakter immanent, sondern auch die nicht selten komplizierte
und aufwändige Durchsetzbarkeit eigener Ansprüche oder Abwehr der Ansprüche
von Leistungsträgern. Es liegen sowohl den Verfahren der Grundsicherung für Ar-
beitsuchende als auch den Verfahren der Sozialhilfe regelmäßig individuelle Fallge-
staltungen zugrunde, die auch eine entsprechende Einzelfallprüfung und ‑bearbei-
tung erfordern. Gleichwohl können bei aller Individualität der Fälle auch Paralle-
len bestehen, deren Kenntnis und Beachtung eine effektivere Rechtsverfolgung er-
möglicht. Die Autoren machen es sich aus ihrer richterlichen Praxis heraus zur
Aufgabe, mit diesem Werk, eben solche grundsätzlichen Fallgestaltungen aufzuzei-
gen und entsprechende Bearbeitungshinweise zu geben. So wird nicht nur die mög-
liche verfahrensrechtliche Einbettung von Streitigkeiten nach dem SGB II und dem
SGB XII aufgezeigt, sondern es werden auch Lösungen für typisierende materielle
Rechtsprobleme anhand höchstrichterlicher Rechtsprechung angeboten. Kurzum:
Anwaltschaft, Sozialbehörden und Sozialverbände werden Formulierungshilfen
zum passenden Verfahrensantrag für die Sozialrechtsberatung an die Hand gege-
ben.

Mit den Formulierungshilfen für die sozialrechtliche Praxis existieren damit –
ebenso wie in anderen Rechtsbereichen längst üblich – nun auch für das Sozial(-
gerichts-)verfahren nützlich Formulare und Muster, um vor allem im Bereich des
SGB II und SGB XII schnell und effizient Rechte geltend zu machen und zu vertei-
digen.

Die Arbeit mit diesem Werk nutzt damit nicht nur den Rechtsvertretern bzw.
Rechtsbeiständen, denen die Besonderheiten der jeweiligen Verfahrensgestaltung
dargelegt werden und die Lösungsvorschläge für materielle Probleme vermittelt
bekommen, so dass eine möglichst effektive Mandatsbearbeitung gewährleistet ist.
Vor allem auch für die Leistungsberechtigten besteht die tatsächliche Chance auf
ein schnelleres Recht. Durch die entsprechenden Hinweise auf vorzulegende Un-
terlagen und zwingend erforderliche Angaben wird zeitaufwändiges Ermitteln sei-
tens des Leistungsträgers oder Gerichts entbehrlich. Darüber hinaus wird das je-
weilige Rechtsproblem prägnant auf den Punkt gebracht und einer strukturierten
und verständlichen Lösung zugeführt. Schließlich aber finden damit freilich auch
die Leistungsträger und Gerichte einen entsprechenden Nutzen: Mühsame Ermitt-
lungen werden entbehrlich und durch klare Problembenennung kann dem Leis-
tungsberechtigten schneller zu seinem Anspruch verholfen bzw. die Streitigkeit
entschieden werden.

Das vorliegende Werk setzt zwei Schwerpunkte: Einerseits den sozialverwaltungs-
rechtlichen/sozialgerichtlichen Verfahrensteil und andererseits den ausführlichen
materiellen Teil zu lebensnahen Fallgestaltungen im SGB II und SGB XII. Jeder der
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beiden Teile geht in der gebotenen Tiefe auf praxisrelevante Facetten ein und be-
rücksichtigt dabei die aktuelle Rechtsprechung des Bundessozialgerichts.

   

Köln, Mühlhausen/Thüringen und Jena im August 2013

Vorwort
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Die übrigen Aufhebungsvoraussetzungen liegen vor.

Jedoch hat der Widerspruchsführer nicht den gesamten Betrag nach § 50 Abs. 1 SGB X zu
erstatten. Nach dieser Vorschrift sind erbrachte Leistungen zu erstatten, soweit ein Ver-
waltungsakt aufgehoben wurde. Sie wird jedoch durch § 40 Abs. 4 SGB II modifiziert. Ab-
weichend von § 50 SGB X sind 56% der bei der Berechnung des Arbeitslosengeldes II und
des Sozialgeldes berücksichtigten Bedarfe für Unterkunft nicht zu erstatten. Dies gilt
nicht in den Fällen des § 45 Abs. 2 S. 3 SGB X, des § 48 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 und 4 SGB X sowie
in Fällen, in denen die Bewilligung lediglich teilweise aufgehoben wird.

Vorliegend kann die Aufhebung jedoch nur auf § 48 Abs. 1 Nr. 3 SGB X gestützt werden.
Auch liegt keine Teilaufhebung vor. Mithin sind dem Widerspruchsführer 56% seiner kal-
ten Betriebskosten zu belassen. Dies sind vorliegend 588 €. Um diesen Betrag ist die
Rückforderungssumme zu reduzieren.

(nnn)

Rechtsanwalt t

Hinzuweisen ist noch auf § 40 Abs. 3 SGB II, der vorsieht, dass erhaltene Gut-
scheine im Rahmen des Teilhabepaketes in Geld zu erstatten sind, es sei denn sie
wurden noch nicht gebraucht, dann sind die Gutscheine zurück zu geben. Eine Er-
stattung von Teilhabeleistungen (§ 28 SGB II) entfällt allerdings, wenn die Aufhe-
bungsentscheidung allein wegen dieser Leistung zu treffen wäre. Mithin also in
den Fällen, in denen sich im Nachhinein herausstellt, dass die Voraussetzungen
der Leistungen nach § 28 SGB II nicht vorlagen, oder wenn die Teilhabeleistungen
wegen höherem Einkommen aufzuheben sind, welches die Bedarfe des § 28 SGB II
entsprechend der Vorschrift des § 19 SGB II nunmehr deckt.676

Aufrechnung

Da die Vollstreckung aus Erstattungsbescheiden oder sonstigen Rückzahlungsver-
pflichtung gegen Leistungsberechtigte oftmals fruchtlos verlaufen wird, sind Mög-
lichkeiten der Aufrechnung für die Jobcenter besonders wichtig.

Aufrechnung nach Darlehensgewährung
Darlehensgewährung und ihre Rückabwicklung haben nunmehr in § 42 a SGB II
eine umfassende Regelung erfahren. Vor der Einführung der Vorschrift mit den
umfassenden Reformen des Gesetzes zur Ermittlung von Regelbedarfen und zur
Änderung des Zweiten und Zwölften Buches Sozialgesetzbuch vom 24.03.2011
(BGBl. I 2011, 453), war die Darlehensrückabwicklung nur defizitär geregelt und
wies insbesondere in den Fällen der Mietkautionsdarlehen Lücken auf.677

Nunmehr ordnet § 42 a Abs. 2 SGB II an, dass Darlehen ab dem 1. des Monats der
auf die Darlehenszahlung folgt in Höhe von 10% des maßgebenden Regelbedarfes
auf die Leistungen angerechnet werden. Dies gilt nur für Darlehen nicht die nach
§ 24 Abs. 5 SGB II (nicht sofort verwertbares Vermögen) und nach § 27 Abs. 4
SGB II (Darlehen an Auszubildende) geleistet werden. Hingegen gilt sie auch für

5.

a)

676 Der Sinn dieser Vorschrift mag ‑ bei allem Verständnis für die Notwendigkeit von Teilhabeleis-
tungen ‑ insbesondere in Fällen in denen ursprüngliche Rechtswidrigkeit und ggf. Bösgläubigkeit
vorliegt, gerade vor dem Hintergrund steuerfinanzierter Leistungen, nicht einleuchten.

677 Dazu Weth, info also 2007, 104.
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Mietkautionsdarlehen.678 Die Aufrechnung kann nur mit Ansprüchen des Darle-
hensnehmers selbst erfolgen, nicht mit solchen der sonstigen Mitglieder der Be-
darfsgemeinschaft.

Die Aufrechnung hat in den übrigen Fällen gegenüber dem Leistungsberechtigten
durch Erklärung mittels schriftlichem Verwaltungsakt zu erfolgen (§ 42 a Abs. 2.
S. 2 SGB II).

Bei nicht sofort verwertbarem Vermögen ist das Darlehen sofort und in voller Hö-
he nach Verwertung fällig (§ 27 Abs. 3 S. 1, § 42 a Abs. 3 SGB II). Bei Darlehen an
Auszubildende sind diese nach Abschluss der Ausbildung fällig (§ 27 Abs. 5 S. 1
SGB II).

Soweit ein Mietkautionsdarlehen noch nicht bereits durch die Aufrechnung nach
§ 42 a Abs. 2 SGB II getilgt ist, wird der Rest bei Rückzahlung sofort und in voller
Höhe fällig, unabhängig davon, ob noch um Teile der Rückzahlung zwischen Mie-
ter von Vermieter gestritten wird.

Bleiben weiter ungedeckte Forderungen soll hierüber mit dem Leistungsberechtig-
ten eine Vereinbarung über die restliche Tilgung getroffen werden.679 Die Vor-
schrift kann als Totgeburt betrachtet werden, da sich der Leistungsberechtigte ei-
ner Vereinbarung nur zu verschließen braucht und dann zwar weitere Fälligkeit
besteht, die auch durch Verwaltungsakt festgestellt werden kann, jedoch eine Voll-
streckung in SGB II-Leistungen nach §§ 54, 55 SGB I (ab 1.1.2012 § 850 k ZPO)
iVm § 850 f ZPO ausscheidet.680 Eine Ausnahme gilt nach dem Gesetzeswortlaut
nur für Mietkautionsdarlehen. Hier kann weiter aufgerechnet werden.

Endet der Leistungsbezug, ist die Rückzahlung sofort und in voller Höhe fällig
(§ 42 a Abs. 4 SGB II). Dies gilt auch bei bloßem Zuständigkeitswechsel zwischen
örtlich zuständigen Trägern, da dem alten Träger eine weitere Aufrechnungsmög-
lichkeit dann genommen ist.

§ 42 a Abs. 6 SGB II schließlich, regelt die Reihenfolge der Anrechnung von Til-
gungsleistungen bei mehreren Darlehen (zuerst auf das Älteste). Abweichende Til-
gungsbestimmungen sind zwar grundsätzlich möglich, jedoch sind deren Voraus-
setzungen zweifelhaft.681

Aufrechnung bei Erstattungsansprüchen
Wesentlich höhere Bedeutung hat die Vorschrift des § 43 SGB II, welcher die Auf-
rechnung bei Erstattungsansprüchen regelt.

Vergleichbare Regelungen finden sich in § 26 Abs. 2-4 SGB XII.

Die Vorschrift regelt gegenüber den allgemeinen Aufrechnungsregeln des § 51
SGB I erleichterte Voraussetzung. Ergänzend kann – soweit Regelungslücken be-
stehen – auf die Voraussetzungen der §§ 387 ff. BGB zurückgegriffen werden.682

Voraussetzung ist daher allgemein eine Aufrechnungslage, d.h. es müssen sich
gleichartige Ansprüche gegenüberstehen. Ferner muss die Gegenforderung (Forde-

b)

678 Bittner, in: juris-PK, SGB II, § 42 a Rn 28.
679 Öffentlich-rechtlicher Vertrag nach § 53 SGB X.
680 Bittner, in: juris-PK, SGB II, § 42 a Rn 41.
681 Bittner, in: juris-PK, SGB II, § 42 a Rn 52.
682 BSG, U. v. 24.7.2003 ‑ B 4 RA 60/02 R; BSG, U. v. 18.2.1992 ‑ 13/5 RJ 61/90.
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rung des Grundsicherungsträgers gegen den Leistungsberechtigten) fällig sein, die
Hauptforderung (die des Leistungsberechtigten gegen den Grundsicherungsträger)
muss erfüllbar sein. Schließlich muss eine Aufrechnungserklärung vorliegen. Dies
wird durch § 43 Abs. 1 SGB II insoweit ergänzt als dass es sich bei der Gegenfor-
derung um eine solche des Grundsicherungsträgers handeln muss, welche in Abs. 1
genauer bezeichnet werden. Bei der Hauptforderung muss es sich um einen An-
spruch auf Leistungen zu Sicherung des Lebensunterhaltes nach dem SGB II han-
deln. § 43 Abs. 2 SGB II enthält schließlich Begrenzungen zur Höhe.

Aus den genannten Gegenforderungen in Abs. 1 sind insbesondere Erstattungsan-
sprüche aus endgültigen Bewilligungen nach § 328 Abs. 3 S. 2 SGB III, sowie An-
sprüche aus § 50 SGB X und §§ 34 und vor allem 34 a SGB II von Bedeutung. Da
Widerspruch und Klage gegen Erstattungs- und Ersatzansprüche aufschiebende
Wirkung haben, kann eine Aufrechnung nicht erfolgen, wenn und soweit ein sol-
cher Anspruch noch nicht bestandskräftig ist. Eine Ausnahme gilt nur dann, wenn
die Behörde die sofortige Vollziehbarkeit nach § 86 a Abs. 2 Nr. 5 SGG anordnet.

Ferner muss es sich um gegenseitige Ansprüche handeln. Dies entfällt insbesondere
bei Ansprüchen des kommunalen Trägers aus dessen Zuständigkeitsbereich der
Leistungsberechtigte zieht. Hier bleiben für den neuen zuständigen Träger allen-
falls die Verrechnungsmöglichkeiten des § 52 SGB I. Unzulässig sind damit auch
Aufrechnungen gegen nicht Erstattungspflichtige Mitglieder der Bedarfsgemein-
schaft.683

Nach § 43 Abs. 4 S. 1 SGB II muss die Aufrechnung durch Verwaltungsakt erklärt
werden. Dieser muss hinreichend bestimmt sein (§ 33 SGB X) mithin Dauer und
Höhe der Aufrechnung bezeichnen. Ferner muss er die anzustellenden Ermessens-
erwägungen erkennen lassen (§ 35 Abs. 1 S. 3 SGB X). Widerspruch und Klage ge-
gen diesen Bescheid haben aufschiebende Wirkung.

Die Höhe der Aufrechnung hängt nach Abs. 2 von der Art der Forderung ab. So
kann mit 10% der maßgebenden (nicht tatsächlich gezahlten) Regelleistung aufge-
rechnet werden bei Erstattung nach Zahlungen entsprechend §§ 42 und 43 SGB I
sowie endgültigen Festsetzungen (§ 328 Abs. 3 S. 2 SGB III) und Aufhebungen
nach § 48 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 SGB X, mithin nach Zufluss von Einkommen oder Ver-
mögen welches anspruchsmindernd wirkt. In allen sonstigen Fällen ist eine Auf-
rechnung mit bis zu 30% der maßgebenden Regelleistung möglich. Dies sind Fälle
in denen dem Leistungsberechtigten sein Verhalten vorgeworfen werden kann und
er sich auf die Rückzahlungspflicht einstellen kann.684

Nach § 43 Abs. 3 SGB II gehen Aufrechnungen nach § 43 SGB II solchen nach
§ 42 a SGB II vor. Nach § 43 Abs. 4 SGB II kann die Aufrechnung maximal 3 Jah-
re ab dem Monat welcher auf die Bestandskraft der Gegenforderung folgt, erfol-
gen. Verlängert wird die Frist um Zeiten in denen die Aufrechnung nicht vollzieh-
bar ist.

Das „Ob“ und das „Wie“ (hinsichtlich der Höhe) steht im Ermessen des Grundsi-
cherungsträgers und bedarf einer entsprechenden Begründung (§ 35 SGB X).

683 BSG, U. v. 7.11.2006 ‑ B 7 b AS 8/06 R.
684 BT-Drs. 17/3404, S. 116.
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u Muster: Rechtswidrige Aufrechnung von Erstattungsansprüchen

Rechtsanwalt

(nnn)

(Datum)

An das

Sozialgericht (nnn)

(Anschrift)

K L A G E

des (nnn),

(Anschrift)

- K l ä g e r –

Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt (nnn)

g e g e n

Jobcenter (nnn)

(Anschrift)

‑ B e k l a g t e r ‑
wegen Aufrechnung für die Zeit vom 1.5.2012 bis 30.8.2012

Bescheid vom 20.4.2012

Namens und ausweislich der beigefügten Vollmacht des Klägers erhebe ich Klage und wer-
de beantragen:

Der Bescheid des Beklagten vom 20.4.2012 in der Gestalt des Widerspruchsbeschei-
des vom 20.6.2012 aufzuheben.

Zur Geltendmachung der Rechte des Klägers beantrage ich ferner

Dem Kläger Prozesskostenhilfe ab Klageerhebung zu bewilligen und den Unterzeich-
ner beizuordnen.

Begründung:

I.

Der Kläger wendet sich gegen die Aufrechnung von Erstattungsansprüchen gegen seine
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes nach dem SGB II.

Der am 18.7.1974 geborene Kläger bezieht laufend Leistungen zu Sicherung des Lebens-
unterhaltes nach dem SGB II von dem Beklagten. Der Beklagte bewilligte ihm mit Be-
scheid vom 20.7.2011 Leistungen nach dem SGB II für den Zeitraum vom 1.8.2011
bis 31.1.2012.

Beweis: Bescheid vom 20.4.2011 – Anlage K1

Dem Kläger floss im Dezember 2012 eine Sonderleistung seines Arbeitgebers zu. Dies gab
er auch gegenüber dem Beklagten unmittelbar unter Überreichung der Lohnabrechnung
von Dezember am 5.1.2012 an.

Beweis: Lohnabrechnung Dezember 2011 – Anlage K2

Zu finden ebenfalls mit Eingangsstempel vom 5.1.2012 auf Bl. 452 Verwaltungsakte
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Hieraufhin hob der Beklagte nach Anhörung des Klägers Leistungen in Höhe von 162 € für
den Zeitraum vom 1.12.2011 bis 31.12.2011 mit Bescheid vom 3.2.2012 auf. Sie stützte
die Aufhebung auf § 48 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 SGB X.

Beweis: Bescheid vom 3.2.2012 – Anlage K3

Hiergegen erhob der Kläger Widerspruch unter dem 10.2.2012 mit der Begründung, dass
es sich um Einmaleinkommen handle und somit entsprechend § 11 Abs. 3 SGB II dieses
vorliegend im Folgemonat, mithin im Januar 2012 zu berücksichtigen sei.

Beweis: Widerspruch vom 10.2.2012 – Anlage K4

Der Beklagte wies den Widerspruch mit Widerspruchsbescheid vom 4.4.2012 mit der Be-
gründung zurück, dass es sich lediglich um den Zufluss erhöhten Arbeitseinkommens
handle und somit nicht um Einmaleinkommen im Sinne der Vorschrift.

Beweis: Widerspruchsbescheid vom 4.4.2012 – Anlage K5

Hiergegen wurde unter dem 15.4.2012 Klage zum Sozialgericht (nnn) erhoben. Das Verfah-
ren hat das Az. (nnn). Eine Entscheidung liegt noch nicht vor.

Beweis: Klageschrift vom 15.4.2012 – Anlage K6

Der Beklagte erklärte mit Bescheid vom 20.4.2012 die Aufrechnung gegen die Leistungs-
ansprüche des Klägers für die Zeit vom 1.5.2012 bis 31.8.2012 in Höhe von monatlich
37,40 € (10% der maßgebenden Regelleistung) und für die Zeit vom 1.9.2012
bis 30.9.2012 in Höhe von 12,40 €. Eine weitere Begründung erfolgte nicht.

Beweis: Bescheid vom 20.4.2012 – Anlage K7

Hiergegen erhob der Kläger Widerspruch mit Schreiben vom 5.5.2012. Dieser wurde mit
Widerspruchsbescheid vom 20.6.2012 als unbegründet zurückgewiesen unter dem Hinweis
darauf, dass die gesetzlichen Voraussetzungen für die Aufrechnung vorlägen.

Beweis:
– Widerspruch vom 5.5.2012 – Anlage K8
– Widerspruchsbescheid vom 20.6.2012 – Anlage K9
Hiergegen richtet sich der Widerspruch.

II.

Gegenstand der Klage ist der Aufrechnungsbescheid vom 20.4.2012 in der Gestalt des Wi-
derspruchsbescheides vom 20.6.2012 mit dem gegen Leistungsansprüche des Klägers für
die Zeit vom 1.5.2012 bis 30.9.2012 aufgerechnet wurde. Der Bescheid ist rechtswidrig
und verletzt den Kläger in seinen Rechten.

Ermächtigungsgrundlage für den Bescheid ist § 43 SGB II. Nach dieser Vorschrift können
Grundsicherungsträger gegen Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes u.a. mit Er-
stattungsansprüchen aus § 50 SGB X welche auf Aufhebungen nach § 48 Abs. 1 S. 2 Nr. 3
SGB X beruhen in Höhe von monatlich bis zu 10% der maßgebenden Regelleistung auf-
rechnen.

Der Bescheid ist bereits formell rechtswidrig, da es ihm an einer hinreichenden Ermes-
sensbegründung fehlt. Nach § 35 Abs. 1 S. 3 SGB X muss die Begründung der Ermessens-
entscheidungen die Gesichtspunkte erkennen lassen, von denen die Behörde bei der Aus-
übung ihres Ermessens ausgegangen ist. Vorliegend handelt es sich bei § 43 SGB II um
eine Ermessensvorschrift (vgl. Wortlaut „kann“). Weder der Bescheid noch der Wider-
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spruchsbescheid lassen jedoch erkennen, anhand welcher Gesichtspunkte der Beklagte ihr
Ermessen ausgeübt hat, da Ausführungen hierzu schlechterdings fehlen.

Ferner ist der Bescheid auch materiell rechtswidrig. Es fehlt bereits an der Fälligkeit der
Gegenforderung, da der Erstattungsbescheid vom 3.2.2012 noch nicht bestandskräftig ist.
Widerspruch und Klage haben hinsichtlich der Erstattung nach § 50 mangels anderweitiger
Anordnung aufschiebende Wirkung nach § 86 a SGG. Insoweit ist dieser nicht vollziehbar.
Eine Aufrechnung ist daher ausgeschlossen.

Schließlich liegt auch auf Rechtsfolgenebene eine Ermessensnichtgebrauch vor. Der Be-
klagte hat offensichtlich das ihr zustehende Ermessen weder hinsichtlich des „Ob“ der
Aufrechnung noch hinsichtlich des „Wie“ ausgeübt. Auch insoweit ist der Bescheid rechts-
widrig.

III.

Wie sich aus der beigefügten Erklärung zu den persönlichen und wirtschaftlichen Verhält-
nissen ergibt, kann der Kläger die Kosten der Prozessführung nicht aufbringen (§ 73 a SGG
iVm § 114 ZPO). Da die Klage – wie ausgeführt – Aussicht auf Erfolg hat und nicht mutwil-
lig ist, ist der Antrag auf Prozesskostenhilfe ebenfalls begründet.

(nnn)

Rechtsanwalt t

Aufschiebende Wirkung und Vollstreckung

Nach § 39 Nr. 1 SGB II haben Widerspruch und Klage gegen Bescheide welche
Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende aufheben, zurücknehmen, wi-
derrufen, die Pflichtverletzung und die Minderung des Auszahlungsanspruchs fest-
stellen oder Leistungen zur Eingliederung in Arbeit oder Pflichten erwerbsfähiger
Leistungsberechtigter bei der Eingliederung in Arbeit regeln keine aufschiebende
Wirkung.

Dies bedeutet für Aufhebungs- und Erstattungsbescheide, dass Rechtsmittel gegen
die Aufhebungsentscheidung nach §§ 45 bzw. 48 SGB X keine aufschiebende Wir-
kung haben. Jedoch besteht eine aufschiebende Wirkung gegen die Erstattungsver-
fügung nach § 50 SGB X.685 Mithin ist bspw. die Änderung zu Lasten des Leis-
tungsberechtigten für zukünftige Leistungen im Rahmen eines Änderungsbeschei-
des (§ 48 SGB X), trotz Widerspruch und Klage wirksam, so dass auch bei einge-
legtem Rechtsmittel der geringere Betrag auszuzahlen ist. Wird jedoch für die Ver-
gangenheit aufgehoben und eine Erstattung verfügt, so bleibt zwar die Änderung
des Bewilligungsbetrages wirksam, jedoch hat das Rechtsmittel gegen die Zah-
lungspflicht (§ 50 SGB X) aufschiebende Wirkung.

Aufgrund der Auslagerung der Vollstreckung geschieht es nicht selten, dass Voll-
streckungsmaßnahmen durchgeführt werden, obwohl noch eine aufschiebende
Wirkung besteht.

6.

685 BT-Drs. 16/10810, S. 50; LSG Nordrhein-Westfalen, U. v. 30.9.2009 ‑ L 19 B 243/09 AS; Säch-
sisches LSG, B. v. 12.1.2010 ‑ L 7 AS 653/09 ER; LSG Nordrhein-Westfalen, B. v. 12.3.2010 ‑
L 12 B 140/09 AS ER.
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